
Bernhard Blanke
Frank Nullmeier
Christoph Reichard
Göttrik Wewer (Hrsg.)

Handbuch zur
Verwaltungsreform
4., aktualisierte
und ergänzte Auflage

III
VS VERLAG



Verwaltungsstrukturreformen in den Bundesländern

Verwaltungsstrukturreformen in den Bundesländern

45

1 Einleitung

Im deutschen Verwaltungsföderalismus neh-
men die Bundesländer die zentrale Rolle als
Vollzugsebene für Bundes- und Landesge-
setze ein. Die Modernisierung der Verwal-
tungsstrukturen und -verfahren ist hier zu-
gleich Daueraufgabe und Sisyphosarbeit.
Seit der Nachkriegszeit gab es immer wie-
der Ansätze und Vorstöße, den hergebrach-
ten Verwaltungsaufbau zu ändern, zu opti-
mieren und effizienter zu gestalten, aller-
dings so gut wie nie mit durchgreifendem
Erfolg (vgl. Ellwein 1994). Seit Beginn des
21. Jahrhunderts jedoch intensivierten die
Landesregierungen ihre Reformbemühun-
gen mit - gemessen an Ausmaß und Intensi-
tät der Veränderungen - überraschendem
Erfolg. Alle Länder bemühen sich um eine
Konzentration und Straffung der unmittelba-
ren staatlichen Verwaltung, wenn auch mit
unterschiedlichen Schwerpunkten und In-
strumenten. Ansätze sind der Abbau von
Doppelstrukturen aus Sonderbehörden und
Mittelinstanz, Kommunalisierungen, Priva-
tisierungen und der Abbau bürokratischer
Normen (zur internationalen Debatte vgl.
den Beitrag von Kuhlmann in diesem Band).

All diese Bemühungen werden häufig
unter dem Sammelbegriff Verwaltungsstruk-
turreform subsumiert. Analytisch muss zwi-
schen drei Reformansätze unterschieden
werden: Der Funktionalreform, der eigentli-
chen Verwaltungsstrukturreform und der
Territorialreform. Als Funktionalreform
(Zuständigkeitsreform) wird die Neuzuord-
nung von Aufgaben und Zuständigkeiten
zwischen den bestehenden Verwaltungsein-
heiten bezeichnet. Findet hierbei eine verti-
kale Aufgabenübertragung auf eine andere
Verwaltungsebene, d.h. zwischen Bund,
Länder und Kommunen statt, spricht man
von einer Zentralisierung respektive Dezen-

tralisierung. Werden Zuständigkeiten inner-
halb einer Verwaltungs ebene, d.h. horizon-
tal, verschoben, so liegt eine Konzentration
oder Dekonzentration vor. Unter einer Ver-
waltungsstrukturreform im engeren Sinne
versteht man Reformansätze, die eine Neu-
ordnung des Verwaltungsaufbaus selbst, d.h.
die physische Auflösung, Zusammenlegung
oder Neuschaffung von Verwaltungseinhei-
ten vorsehen. Als Territorialreform (Ge-
bietsreform) wird schließlich eine Verände-
rungen des territorialen Zuschnitts von ge-
bietsbezogenen Verwaltungseinheiten wie
Gebietskörperschaften (Gemeinden und
Kreise) oder staatlichen Regierungsbezirken
bezeichnet. Grundlage all dieser Reforman-
sätze sollte in der Theorie eine Aufgabenkri-
tik sein, in deren Rahmen Politik und Ver-
waltung den Aufgabenbestand auf grund-
sätzlich überflüssige Aufgaben (Zweckkri-
tik) und Optimierungspotential (Vollzugskri-
tik) untersuchen (vgl. hierzu den Beitrag von
Röber in diesem Band). Neben einem völli-
gen Wegfall im Rahmen der Zweckkritik
wird in der Vollzugskritik eine Optimierung
der Aufgabenwahrnehmung nach unter-
schiedlichsten Gesichtspunkten angestrebt.
Dabei muss auch die Frage der staatlichen
Leistungstiefe und damit der Aufgabenanla-
gerung diskutiert und ggf. eine Herauslösung
von Produktionsschritten aus dem staatlichen
Kernbereich erreicht werden. Alternativen
sind eine weitestgehende Privatisierung, die
Übertragung auf Dritte, eine Kommunalisie-
rung oder ggf. eine Dekonzentration inner-
halb des staatlichen Apparats.

Welchen dieser Konzepte die jüngsten
Verwaltungsreformen folgen, inwiefern sie
dem Idealbild einer rationalen Verwal-
tungsoptimierung entsprechen und wie die
vorgefundenen Prozesse politik- und ver-
waltungswissenschaftlich begründet werden
können, wird im Folgenden dargelegt.
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Die jüngste Reformwelle erreicht 2005
mit den Reformen in Baden- Württemberg
(vgl. Bogumil/Ebinger 2005) und Nieder-
sachsen (Bogumil/Kottmann 2006) ihren
ersten Höhepunkt und zieht nun in Form
von Territorialreformen, Verwaltungsstruk-
turreformen und Funktionalreformen ihre
Kreise in der Mehrheit der bundesdeutschen
Flächenstaaten (vgl. Bogumil/Reichard/
Siebart 2004, Hesse/Götz 2003, 2004, Rei-
ners 2008, zur Umweltverwaltung Bauer
u.a. 2007, BenziSuck 2007, SRU 2007).
Der Hauptgrund fur diese Aktivitäten liegt
in der Notwendigkeit, die Länderhaushalte
zu entlasten. Deren dringend notwendige
Konsolidierung kann selbst in den süddeut-
schen Bundesländern nicht mehr weiter ig-
noriert werden. Angesichts explodierender
Pensionslasten, der absehbaren demogra-
phischen Entwicklung sowie in den östli-
chen Bundesländern in Vorausschau auf das
Ende der Mittelzuflüsse aus dem Solidar-
pakt 11 werden Mittel und Wege gesucht,
die Personalkosten zu senken. Mit einem
Anteil von über 40 Prozent an den Gesamt-
haushalten aller Länder stellen diese den
Schlüssel zur Haushaltskonsolidierung dar.
In dieser Fokussierung liegt ein gravieren-
der Unterschied zu den früheren Reform-
projekten: Es wird nicht mehr die Optimie-
rung in funktionaler, sondern vor allem jene
in fiskalischer Hinsicht angestrebt. Daneben
werden stets weitere Ziele, wie die Verän-
derung der Machtkonstellationen zwischen
Verwaltungsebenen (wie der Stärkung der
Ministerien oder der Landkreise) oder die
ideologiegetriebene Beförderung marktlibe-
raler Vorstellungen verfolgt und stets auch
Aktionismus aus wahltaktischem Kalkül
betrieben (vgl. Bogumil 2007; Bogumil/
Ebinger 2008, Ebinger/Bogumil 2008).

2 Inhaltliche Ausrichtung und
Umsetzungsstrategie

Die inhaltliche Debatte um die Verwal-
tungsstrukturreformen greift alte verwal-
tungspolitische Diskussionen wieder auf:
Sollen Fachaufgaben in Sonderbehörden
oder in der Allgemeinen Verwaltung voll-
zogen werden, benötigt man staatliche Mit-
telinstanzen oder wie weit kann die Kom-
munalisierung von Aufgaben gehen? Im
Zentrum der Reformbemühungen stehen
häufig die allgemeinen Mittelinstanzen, d.h.
die Regierungspräsidien und Bezirksregie-
rungen. Grob lassen sich in den 13 Flächen-
Iändern die bei den folgenden Reformpfade
unterscheiden: Einerseits die Umsetzung
einer zweistufigen Verwaltung ohne Mit-
telinstanz. Andererseits die Betonung der
Dreistufigkeit eben durch eine weitestge-
hende Konzentration staatlicher Aufgaben-
wahrnehmung auf der Mittelebene. Ge-
meinsam sind beiden Vorgehensweisen der
prinzipielle Wille zur Kommunalisierung.
Die Unterschiede liegen vor allem in der
Organisation der Sonderbehörden:
• Kennzeichen der zweistufigen Konzent-

ration ist es, dass es keine allgemeine
Mittelinstanz gibt (Schleswig-Holstein,
Brandenburg, Saarland, Mecklenburg-
Vorpommern) oder sie abgeschafft
wurde (Niedersachsen im Jahr 2005).
Es wird versucht, die dadurch in stärke-
rem Ausmaß vorhandenen Sonderbe-
hörden durch Zusammenfiihrung (Kon-
zentration) oder Umwandlung in Lan-
desbetriebe zu reduzieren. Zudem wird
eine Rückfiihrung des Umfangs der un-
teren Landesverwaltung angestrebt.
Dies geschieht durch ihre Integration in
obere Landesbehörden oder indem
Aufgaben auf Kommunen und Kreise
(als Auftragsangelegenheit oder Pflicht-
aufgaben zur Erfiillung nach Weisung)
verlagert werden. Letzteres wiederum
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ist abhängig von der kommunalen Ge-
bietsstruktur.

• Die staatliche Bündelung im Rahmen
der Dreistufigkeit ist das grundsätzliche
Modell, welches in Bayern, Hessen,
Nordrhein- Westfalen, Baden- Württem-
berg, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen und Rheinland-Pfalz anzutreffen
ist. Hier gibt es verschiedenste Formen
von staatlichen Mittelinstanzen. Weder
ihre Aufgaben noch ihre Einbindung in
die Verwaltungsstruktur sind bundes-
weit einheitlich. Es lassen sich drei
Modelle unterscheiden: der drei stufige
Aufbau mit Landesverwaltungsämtern
in Sachsen-Anhalt und Thüringen, der
dreistufige Aufbau mit funktionalem
Aufgabenzuschnitt in Rheinland-Pfalz
und der dreistufige Aufbau mit regio-
nal ausgerichteten Mittelinstanzen in
Hessen, Baden- Württemberg, Bayern,
Sachsen und Nordrhein-Westfalen.
Ausgehend von diesem drei stufigen
Aufbau wird im Zuge der Reformen in
der Regel eine Fokussierung versucht,
indem bisher wahrgenommene Aufga-
ben entsprechend politischer Leitlinien
privatisiert oder auf die kommunale
Ebene abgegeben und die Behörden
z.T. neu ausgerichtet werden. Dabei ist
durch die Integration von unteren und
oberen Sonderbehörden häufig sogar
ein Aufgabenzuwachs auf der Mittel-
ebene zu beobachten.

Bei der Umsetzung der Reformmaßnahmen
gehen die Länder sehr unterschiedlich vor.
So können Bayern, Brandenburg, Hessen,
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, das
Saarland und Thüringen aufgrund des ge-
ringen Umfangs oder der behutsameren
Entwicklung und Umsetzung der Reform-
schritte derzeit als "inkrementalistische Re-
former" bezeichnet werden. Baden- Würt-
temberg, Niedersachsen, Mecklenburg- Vor-
pommern, NRW, Sachsen und Sachsen-

Anhalt hingegen verfolgen tendenziell eine
Strategie eines "großen Wurfes", versuchen
also (mit unterschiedlichem Erfolg) in ei-
nem oder wenigen Schritten große Reform-
pakete durchzusetzen.

Letztere Gruppe, welche einen großen
Wurf anstrebt, zeichnen sich trotz unter-
schiedlichster inhaltlicher Ausrichtung
durch eine große Ähnlichkeiten in der Um-
setzungsstrategie aus. Diese Strategie erklärt
den überraschenden Erfolg der Initiativen
und kann als "Verwaltungspolitik mit un-
echter Aufgabenkritik" bezeichnet werden.
Konkret werden hierbei ohne Vorschaltung
einer echten Aufgabenkritik politische
Strukturentscheidungen mit massiven Spar-
vorgaben verbunden. Damit eignet sich die
Politik die Entscheidung über die Grobkon-
zeption der Reformen wieder an und über-
lässt diese nicht mehr, wie jahrzehntelang
üblich, der Ministerialbürokratie selbst. Die
außerhalb der Verwaltung in geschlossenen
politischen Gremien erstellte Blaupause der
Reform wird mit festen Einsparzielen ver-
bunden und dann unter hohem Druck um-
gesetzt. Die politisch vorgegebenen Eck-
punkte der Reform werden als monolithi-
sche, nicht zu diskutierende Reformpakete
dargestellt und entsprechend vermarktet.
Mit dem Argument, dass die Reform nur als
ganze umgesetzt und Ausnahmen nicht ge-
macht werden können, entziehen sich die
Regierungen der bei inkrementalistischen
Reformen üblichen, aufreibenden Kompro-
misssuche auf fachlicher Ebene. Die früher
verfolgte und intuitiv "richtige" Reihenfol-
ge einer Verwaltungsreform wird auf den
Kopf gestellt: Statt zuerst mit der Verwal-
tung eine Aufgabenkritik durchzufiihren,
dann eine entsprechende Funktionalreform,
d.h. die Neuverteilung von Zuständigkeiten
zu entwickeln und schließlich eine differen-
zierte und an die neuen Aufgaben optimal
angepasste Strukturreform durchzufiihren
wird nun das grundlegende Strukturkonzept
dogmatisch als Wert an sich durchgesetzt.
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Die Funktionalität der hierbei geschaffenen
Strukturen ist nachrangig. Nach den politi-
schen Grundsatzentscheidungen werden die
betroffenen Verwaltungseinrichtungen i.d.R.
selbst beauftragt, zeitnah Vorschläge fur die
Umsetzung dieser Maßnahmen vorzulegen.
Dies beinhaltet, dass die Ressorts dann eine
Aufgabenkritik vornehmen und ein Kon-
zept zur Implementierung der politischen
Leitlinien entwickeln müssen. Hierbei muss
die Verwaltung dafur sorgen, dass in den
neuen, oft wenig adäquaten Strukturen ein
zumindest halbwegs funktionaler Vollzug
möglich wird. Dieses politische Vorgehen
wird als "unechte Aufgabenkritik" bezeich-
net, da der Prozess nicht offen, sondern
sowohl die zukünftigen Verwaltungsstruk-
turen als auch die zu erwirtschaftenden Ein-
sparungen vorgegeben sind. Dieses Vorge-
hen entzieht der Verwaltung die Vetoposi-
tion, mit fachlichen Argumenten die ge-
planten Reformmaßnahmen zu hintertrei-
ben. Ein institutionell abgesichertes Pro-
zessmanagement (klare Aufgabenzuteilung,
feste Termine und die Verflechtung von
politischen Controllinginstanzen wie Staats-
kanzleien und ressortübergreifenden Lei-
tungsgremien) verhindert, dass Grundsatz-
entscheidungen von den Fachverwaltungen
hinterfragt werden können. Eine zumindest
hinreichende Funktionalität wird durch die
Entwicklung des Feinkonzepts in den Res-
sorts selbst erreicht. Detaillösungen,
schwierige Aushandlungsprozesse wie auch
die Verantwortung fur die Funktionalität
der gefundenen Lösungen werden so von
der Politik auf die Verwaltung überwälzt.

Da solche sehr umfangreichen Re-
formvorhaben nicht gegen die gesamte Lan-
desverwaltung durchgesetzt werden kön-
nen, sind die in den einzelnen Ländern
anzutreffenden Modell wesentlich von den
strategischen Bündnissen zwischen Landes-
regierungen und einzelnen Verwaltungs-
zweigen oder -ebenen geprägt. So verband
sich bspw. in Baden-Württemberg Minis-

terpräsident Teufel mit den Landräten und
den Regierungspräsidenten gegen die Mi-
nisterialverwaltung und deren (in der Re-
form weitgehend aufgelöste) nachgeordnete
Geschäftsbereiche. In Niedersachsen wurde
ein Bündnis der Landräte und der Ministe-
rialverwaltung gegen die Bezirksregierun-
gen realisiert. In NRW scheitert die ange-
strebte Schaffung von drei Regionalpräsi-
dien, welche die Landschaftsverbände und
Bezirksregierungen ersetzen sollen, bisher
auch daran, dass kein derartiges übermäch-
tiges strategisches Bündnis zur Erreichung
dieses Ziel geschlossen werden konnte.
Sowohl den Landschaftsverbänden als auch
den Bezirksregierungen ist es gelungen,
ihrerseits entsprechende Abwehrbündnisse
und damit Vetopositionen zu schaffen.

Diese landesspezifischen strategischen
Bündnisse erklären somit auch, warum sich
trotz sehr ähnlicher Umsetzungsstrategien
nur wenige Überschneidungen bei der kon-
kreten inhaltlichen Ausgestaltung der Re-
forrnkonzepte, d.h. der Anlagerung von
Aufgaben im Verwaltungsgefuge, beobach-
ten lassen. Der Gleichschritt der oben er-
wähnten einheitlichen Zielstruktur aus Pri-
vatisierung, Kommunalisierung und Straf-
fung der Strukturen erweist sich schnell als
Fassade. Selbst Regierungskoalitionen mit
identischer Parteienkonstellation wie Ba-
den- Württemberg und Niedersachsen fol-
gen keiner einheitlichen Linie und fuhren
oft sich widersprechende Argumente fur die
Anlagerung von Zuständigkeiten ins Feld.
Ob bestimmte Aufgaben von der Landes-
verwaltung oder den Kommunen erledigt
werden, ob sie in den Aufgabenbereich
einer Landesoberbehörde, der Mittelinstanz,
von staatlichen Unteren Sonderbehörden,
eines Landesbetriebs oder gar Dritten fal-
len, erscheint willkürlich. Ein wesentliches
Paradigma der Verwaltungswissenschaft ist
folglich noch intakt: Es gibt keine Einigkeit
über optimale funktionale Lösungen. Statt-
dessen ist offensichtlich, dass landesspezifi-
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sehe Eigenheiten wie die politischen Positi-
onierung der jeweils amtierenden Regie-
rungen, die Reputation einzelner Verwal-
tungsebenen, Akteurskonstellationen und
Pfadabhängigkeiten in der Verwaltungsor-
ganisation eine wesentliche Rolle spielen.

3 Wirkungen der Reformmaßnahmen

Für eine systematische Analyse der Effekte
dieser Reformmaßnahmen ist es noch zu
früh, allerdings liegen erste vorläufige Zwi-
schenbilanzen vor (vgl. Bauer u.a. 2007,
BenziSuck 2007, BogumillKottmann 2006,
Ebinger/Bogumil 2008). Überblicksartig er-
gibt sich dabei folgendes Bild:

Die AbschajjUng der staatlichen Mit-
telinstanzen in einem Flächenland wie Nie-
dersachsen führt zumindest bei Beibehal-
tung der bestehenden kleingliedrigen Kreis-
struktur zu beträchtlichen Problemlagen.
Prinzipiell gibt es zwar immer mehrere
Möglichkeiten der Organisation von Ver-
waltungsstrukturen. Nach den bisher vorlie-
genden Erfahrungen gab es in Wissenschaft
und Praxis eine große Übereinstimmung,
dass sich für die großen Flächenländer das
Prinzip der konzentrierten Dreistufigkeit als
die angemessene Organisationsform be-
währt habe. Im Rahmen der konzentrierten
Dreistufigkeit wird mehr Wert auf Bünde-
lung von Fachsträngen und Zuständigkeiten
sowie auf die Eimäumigkeit und Einheit der
Verwaltung gelegt (horizontale Konzentra-
tion). Die ebenfalls notwendige Verringe-
rung von Instanzen und Verflechtungen
(vertikale Konzentration) steht etwas hinter
diesen Zielen zurück. Die bisherigen Erfah-
rungen in Niedersachsen bestätigen diese
Erkenntnis. Durch die fehlende Bündelungs-
und Koordinationsfunktion der Mittelbehör-
den wird eine deutliche Fragmentierung des
Verwaltungshandelns nach Ressortegoismen
und in staatliche und kommunale Verwal-
tung sichtbar. Mit Wegfall der Bezirksregie-

rungen wuchs die Bedeutung staatlicher
Sonderverwaltungen. Durch den teilweisen
Wegfall des Widerspruchsverfahrens muss
bei Einwänden unmittelbar ein Gericht an-
gerufen werden. Dies führt zu einer für den
Bürger teuren und selektiv abschreckenden
Verkürzung des Rechtswegs, oder im besten
Fall zu einem deutlichen Anstieg der Ver-
waltungsgerichtsverfahren. Zudem besteht
die Gefahr, dass in einzelnen Aufsichtsbe-
reichen (Kommunalaufsicht, Denkmal-
schutz, Naturschutz) negative Auswirkun-
gen zu befürchten sind, da der nun auf mi-
nisterieller Ebene angesiedelten Aufsicht
Ortsnähe und Ausstattung fehlt (vgl. Bogu-
millKottmann 2006).

Ein wesentliches Merkmal der jüngsten
Funktionalreformen ist die Übertragung von
staatlichen Aufgaben auf die Kommunen,
die sog. Kommunalisierung. Die Uneinheit-
lichkeit sowohl der Territorial- als auch der
Funktionalreform in den 1970er Jahren hat
zu einer starken Heterogenität der Gemein-
destrukturen der Länder geführt, so dass
heute eine extreme Varianz hinsichtlich der
Strukturen, der Einwohnerzahlen und auch
den Aufgabenportfolien besteht. Vor diesem
Hintergrund sind einheitliche Aussagen zu
den Problemlagen und Chancen von Kom-
munalisierungen nicht einfach. In jüngster
Zeit machten sich die reformfreudigen Lan-
desregierungen die Argumentation der kom-
munalen Interessenverbände zu Eigen und
zielten auf eine Stärkung der Landräte und
Oberbürgermeister ab. Die Reformen wur-
den meist in enger Zusammenarbeit von Re-
gierungen und kommunalpolitischen Akteu-
ren geplant und berücksichtigten in vielen
Punkten deren Forderungen - neben einer
teilweise sehr weitgehenden Aufgabenüber-
tragung umfasst dies oft auch eine Zurück-
führung der Intensität staatlicher Aufsicht.
Motivation dieser Funktionalreformen wa-
ren durchgängig politische Motive sowie die
Durchsetzung von Einsparungen insbeson-
dere im personal wirtschaftlichen Bereich.
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Eine aufgabenspezifische Befassung mit
Chancen und Risiken einer Kommunalisie-
rung unter diesen Bedingungen fand nicht
statt.

Entgegen der von den Regierungen
und ihren Gutachter dargelegten Auffas-
sungen verdichten sich durch empirische
Untersuchungen, Stellungnahmen und Beo-
bachtungen Dritter die Hinweise, dass die
Auswirkungen der Kommunalisierungen
stark sowohl zwischen einzelnen Kommu-
nen als auch zwischen Aufgabenfeldern
variieren. So scheint der Erfolg einer kom-
munalen Aufgabenübernahme maßgeblich
vom Geschick der Akteure vor Ort abzu-
hängen. Ein gelungenes Integrationsmana-
gement und eine klare fachliche Vision der
Entscheider in der aufnehmenden Gebiets-
körperschaft sind hier wesentlich. Darüber
hinaus scheinen regulative und technische
Aufgaben wie der gesamte Umweltbereich
eher schlecht für eine Kommunalisierung
geeignet, während distributive und stark auf
lokale Vemetzungen angewiesene Aufga-
ben insb. im sozialen Bereich unter den
richtigen Rahmenbedingungen von der hö-
heren Ortsnähe profitieren können. Als
Ursache für diese sehr heterogene Entwick-
lung kann die unterschiedliche Verbreitung
von drei Problemlagen identifiziert werden:
ungelöste Schnittstellenproblematiken, die
größen- und ressourcenabhängige Leis-
tungsfähigkeit der kommunalen Ebene und
eine unterschiedlich stark praktizierte Poli-
tisierung von Verwaltungshandeln durch
die fachfremde Einflussnahme von politi-
schen Entscheidern.

Die Schnittstellenproblematik entsteht
dadurch, dass durch die Verlagerung von
Aufgaben auf die kommunale Ebene zwar
durchaus Verfahrensabläufe durch eine Zu-
sammenfassung ähnlicher Aufgaben opti-
miert werden können, gleichzeitig jedoch
wiederum neue Schnittstellen und Koordi-
nierungsbedarfe entstehen. Da auf grund des
Fehlens einer echten Aufgabenkritik die

weiterhin oder verstärkt notwendigen verti-
kalen und horizontalen Koordinierungsnot-
wendigkeiten beim Design der Reformen
ebenso wenig berücksichtigt wurden wie
die Erträge der bisherigen Aufgabenbünde-
lung, kann entgegen der Erwartungen der
Politik ein administrativer Mehraufwand
anfallen.

Die Problematik der Leistungsfähigkeit
der kommunalen Ebene - insbesondere der
Kreisebene, welche den stärksten Aufga-
benzuwachs durch den derzeitigen Kom-
munalisierungstrend erlebt - ist offensicht-
lich: Für eine effiziente und effektive Auf-
gabenwahrnehmung ist eine möglichst op-
timale Ausschöpfung von Skalen- und Ver-
bunderträgen notwendig. Dies geschieht
durch die Senkung der "Stückkosten" eines
Verwaltungsvorgangs durch Routinen, Spe-
zialisierung der Mitarbeiter und die konti-
nuierliche Nutzung der Sachmittelausstat-
tung sowie durch die Möglichkeit zur mehr-
fachen Nutzung der vorhandenen Ressour-
cen für verschiedene Aufgaben. Das für
viele der neuen Aufgaben notwendige Ex-
pertenwissen wie auch die notwendigen
teure Arbeitsmittel (bspw. Software, Da-
tenbanken und Messinstrumente) können
nur bei einer entsprechend großen Fallzahl
wirtschaftlich vorgehalten werden. Diese
Voraussetzung ist bei vielen, gerade kleine-
ren kommunalen Gebietskörperschaften
nicht gegeben, sie erfüllen die Vorausset-
zungen für einen effizienten Vollzug nicht.
Die wenigen Mitarbeiter stoßen bei einem
zu breit gefächerten Aufgabenspektrum und
zu geringer Ausstattung an die Grenzen
ihrer Leistungsfähigkeit, die Qualität der
Verwaltungs leistung droht zu sinken. Die
notwendige Konzentration der Mitarbeiter
auf die - zumindest für die politische Füh-
rung ihrer Behörde - drängendsten Proble-
me kann den empirischen Erkenntnissen
zufolge leicht zu einem sog. "kalten Aufga-
benabbau" führen. Wenig sichtbare und
konfliktbehaftete Aufgaben werden nicht
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mehr fachlich zufrieden stellend erledigt
(Ebinger/Bogumil 2008).

Die Problematisierung der Politisie-
rung von Verwaltungsentscheidungen zielt
nicht darauf ab, die grundsätzliche Ent-
scheidungskompetenz von gewählten Volks-
vertretern in Frage zu stellen. Vielmehr geht
es darum, unbotmäßige politische Eingriffe
in solche Verwaltungsentscheidungen zu
thematisieren, die auf fachlicher Rechtsan-
wendung basieren sollten. Am Beispiel der
Umweltverwaltung lässt sich diese Proble-
matik besonders gut darstellen. Dieser
Verwaltungszweig ist besonderen Heraus-
forderungen ausgesetzt, welche im Rahmen
der Reformkonzepte zu wenig berücksich-
tigt werden. Dabei stellen sich insbesondere
Maßnahmen der Kommunalisierung aus der
Sicht des Umweltschutzes vielfach als
problematisch dar. Die Konzentration der
Kompetenzen für übergreifende Umweltbe-
lange einerseits und lokale Wirtschaftsför-
derung andererseits beinhaltet zwangsläufig
Konfliktpotential. So können sich die Kom-
munalverwaltungen einem starken Druck
von Seiten der lokalen Wirtschaft und Öf-
fentlichkeit bei Genehmigungen und Über-
wachung im Rahmen der Gewerbeaufsicht,
bei der Ausweisung von Überschwem-
mungs- oder Naturschutzgebieten ausge-
setzt sehen. Die "Politisierung" von Fach-
entscheidungen auf der Ebene der Kreise ist
daher ein zentraler Aspekt bei der Debatte
um die Neuorganisation der Umweltverwal-
tung und wird nicht nur von Umweltorgani-
sationen sondern auch von Wirtschaftsver-
bänden und der Arbeitsebene der Kommu-
nalverwaltung selbst sehr kritisch gesehen
(vgl. Bauer u.a. 2007).

4 Ausblick

Zusammenfassend muss betont werden,
dass die Bündelung von Zuständigkeiten,
der Abbau von Doppelverwaltungen, Kom-

munalisierungen und ein Aufgabenabbau
Schritte in die richtige Richtung zur Mo-
dernisierung und Leistungssteigerung der
öffentlichen Verwaltung sind. Damit diese
Maßnahmen ihre Ziele erreichen können
muss jedoch sichergestellt sein, dass sie mit
Bedacht und Aufgabenbezug und nicht le-
diglich aus machtpolitischen Kalkülen oder
zur Flankierung von Sparvorgaben einge-
setzt werden. Die verwaltungswissenschaft-
liche Beobachtung der aktuellen Reformen
macht deutlich, dass bei der Verlagerung
von Zuständigkeiten die Fähigkeit der
Kommunen zur Erbringung selten anfallen-
der, aber eine hohe Spezialisierung erfor-
dernder Leistungen, die Wirtschaftlichkeit
der Aufgabenerledigung, die Einheitlichkeit
des Verwaltungsvollzugs und das auf dieser
Ebene durch Ortsnähe und demokratische
Legitimation der Entscheider besonders
ausgeprägte Spannungsverhältnis zwischen
fachlichen und politischen Zielsetzungen zu
beachten ist. Zu überlegen wäre, wie der an
sich positive Modernisierungswille der Lan-
desregierungen zu behutsameren, das Wis-
sen der Verwaltung integrierenden Funk-
tionalreformen führen könnte, die das Ziel
langfristiger Einsparungen mit geringeren
funktionalen Verlusten und einer wirklichen
Erneuerung der Verwaltung verbinden.

Weiterführende Beiträge

Dezentralisierung, Kommunalisierung, Re-
gionalisierung; Konsolidierung der Haus-
halte; Modernisierung der kommunalen
Selbstverwaltung
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und Institutionen, ihr Selbstverständnis und
ihre längerfristigen Ziele (Vision und Mis-
sion).

Leitbilder beschreiben strategische Zie-
le, dabei zeigen sie immer einen So11-
Zustand. Insofern sind sie mit der Wirklich-
keit nicht deckungsgleich. Würde ein Leit-
bild nur den Status Quo spiegeln, könnte es
nicht als Wegweiser in die Zukunft dienen.

So wie Leitbilder für Organisationen,
seien sie privatwirtschaftliche Unternehmen
oder öffentliche Verwaltungen, strategische
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